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TOP 6: Umsetzung eines wichtigen Vorhabens des Bundes im Kontext der 
Dekarbonisierung des deutschen Straßengüter-Fernverkehrs mit 
Hilfe der Errichtung von Wasserstofftankstellen für LKW 
- Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau - 

 

Beschluss: 

1. Der Ministerrat billigt die vorgelegten drei Entwürfe der 
Verwaltungsvereinbarungen zwischen dem Bund und Rheinland-Pfalz über die 
Kofinanzierung von drei Wasserstofftankstellen. 

2. Der zuständige Landtagsausschuss wird im Anschluss an die 
Ministerratsbefassung entsprechend Ziffer II 2 i. V. m. Ziffer III 3 der Vereinbarung 
zwischen Landtag und Landesregierung durch die Ministerin für Wirtschaft, 
Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau über die beabsichtigten 
Verwaltungsvereinbarungen zwischen dem Bund und Rheinland-Pfalz über die 
Kofinanzierung von drei Wasserstofftankstellen informiert. 

 

Erläuterungen: 

Im Zuge der Erreichung der Pariser Klimaziele bzw. des Green Deals sowie in Folge 
des völkerrechtswidrigen Überfalls Russlands auf die Ukraine kommt der 
Dekarbonisierung von Industrie und Verkehr eine besonders hohe Relevanz zu. In 
diesem Kontext sind die Herstellung, der Transport, die Speicherung und die Nutzung 
von Wasserstoff von zentraler Bedeutung. Das Bundeswirtschaftsministerium und das 
Bundesverkehrsministerium haben im Mai 2021 62 Wasserstoff-Großprojekte 
ausgewählt, die im Rahmen eines gemeinsamen europäischen Wasserstoffprojekts 
(sog. Important Project of Common European Interest, IPCEI) staatlich gefördert 
werden sollen. Die 8 Mrd. EURO staatlichen Fördermittel setzen sich aus Bundes- und 
Landesmitteln zusammen. Rund 5,8 Mrd. EURO werden hierbei vom Bund an 
Förderung aufgebracht. Hinsichtlich der übrigen Fördermittel (rund 30 Prozent) 
verlangt der Bund verpflichtend, dass diese von den Ländern, in denen das jeweilige 
Projekt durchgeführt wird, zur Verfügung gestellt werden. Der Bund setzt damit eine 
wichtige Maßnahme der Nationalen Wasserstoffstrategie um. Die Förderung der 
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deutschen Vorhaben erfolgt im Rahmen eines europäischen Projekts (IPCEI 
Wasserstoff) gemeinsam mit 22 europäischen Partnerländern. Die verschiedenen 
nationalen Projekte sollen so miteinander vernetzt werden, dass alle Länder 
voneinander profitieren und gemeinsam eine europäische Wasserstoffwirtschaft 
aufgebaut werden kann. 

Neben den IPCEI-Projekten der Daimler Truck AG in Wörth und der BASF SE in 
Ludwigshafen hatte der Bund auch die bundesweite Förderung des Aufbaus eines 
Netzes von Wasserstofftankstellen für schwere Nutzfahrzeuge im Grundsatz 
ausgewählt, da der Aufbau eines solchen Netzes unabdingbar ist, wenn es gelingen 
soll, Wasserstoff-getriebene Nutzfahrzeuge wirtschaftlich und technologisch 
erfolgreich im europäischen Fernverkehrsnetz zu etablieren. Im Zuge der IPCEI-
Wasserstoff-Ausschreibung des Bundes kamen drei Konsortien mit Projekten zum 
Zuge, deren Ziel der nationale Aufbau einer Tankstelleninfrastruktur (350 bar und 700 
bar) für Wasserstoff-betriebene LKW in einem europäischen Netz in Rheinland-Pfalz 
ist. Der Bund wählte hier die Shell Deutschland GMBH (am Standort Koblenz), die 
Projekt H2 Mobility Deutschland GmbH & Co. KG (am Standort Gensingen) sowie die 
TotalEnergies Marketing Deutschland GmbH (am Standort Waldlaubersheim) zur 
Förderung aus.  

Der vom Bund genannte 30-prozentige Kofinanzierungsanteil beträgt über alle drei 
Projekte hinweg ca. 6,3 Mio. EURO. Mit Blick auf die erforderlichen Landesmittel steht 
eine entsprechende Verpflichtungsermächtigungs-Deckung in anderen Titeln des 
Einzelplans des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau im 
Doppelhaushalt 2023/2024 zur Verfügung; die entsprechenden Mittel müssen für die 
kommenden Haushaltsverhandlungen angemeldet werden.  


